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ANLEITUNG ZUR ABFASSUNG

Die im Mitteilungsvordruck der Mehrwertsteuerangaben und die in der Anleitung aufgerufenen
Gesetzartikel beziehen sich, wenn nicht anders spezifiziert, auf den D.P.R. Nr. 633 vom 26 Okto-
ber 1972 und nachfolgenden Änderungen.

Die Vorlagepflicht der Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben wurde in Anwendung
der im Art. 8-bis des D.P.R. Nr. 322 vom 22 Juli 1998 enthaltenen, vom Art. 9 des D.P.R. Nr.
435 vom 07 Dezember 2001, wie vom Art. 10 G.D. Nr. 78 vom 01 Juli 2009 geändert, einge-
führten Bestimmungen in der Absicht eingeführt, die Erfüllungen zu Lasten der Steuerpflich-
tigen unter Beachtung der EG-Pflichten weiterhin zu vereinfachen und zu rationalisieren.
Die binnen des Monats Februar eines jeden Jahres vorzulegende Jahresmitteilung für Mehr-
wertsteuerangaben ist zur Erfüllung in den von der EG-Bestimmung vorgeschriebenen Fri-
sten der Berechnung der “Eigenmittel” vorgesehen, die jeder Mitgliedsstaat in das EG-Bud-
get einzahlen muss.
In diesem Vordruck muss der Steuerpflichtige im Wesentlichen die Gesamtangabe der Er-
gebnisse der regelmäßigen Erfüllungen (bzw. der Jahresergebnisse für die Steuerpflichtigen,
die nicht zu dieser letzten Erfüllung gehalten sind) wiedergeben, um die fällige Mehrwert-
steuer oder das Guthaben festzusetzen, ohne eventuelle Berichtigungs- und Ausgleichstä-
tigkeiten (zum Beispiel definitive Berechnung des Anteils) sowie anderer zusammenfassen-
der Daten bezüglich der in der Periode durchgeführten Tätigkeiten zu berücksichtigen.
Darüber hinaus wird präzisiert, dass für diese Mitteilung der Übertrag des Mehrwertsteuergu-
thabens bezüglich des Vorjahres, die beantragten zwischenjährlichen Rückerstattungen sowie
der Anteil des Mehrwertsteuerguthabens hinsichtlich des Steuerjahres, für den der Steuerp-
flichtige die Rückerstattung beantragen möchte, nicht die im Steuerjahr durchgeführten Au-
sgleiche ermitteln. Diese Angaben bezüglich der definitiven Steuererfüllung müssen nämlich
ausschließlich in der entsprechenden Jahreserklärung angegeben werden, auf deren Anleitung
jedoch für eine korrekte Abfassung dieser Mitteilung Bezug genommen werden kann.
Die Art und Wirkungen der Erfüllung sind nicht jene, die der “MwSt. Erklärung” eigen sind,
sondern jene, die sich auf die Mitteilung der Angaben und Benachrichtigungen beziehen.
Durch die Jahresmitteilung der Mehrwertsteuerangaben nimmt der Steuerpflichtige nämlich
nicht die definitive Selbstfestsetzung der fälligen Steuer vor, die hingegen mit der herkömm-
lichen Jahreserklärung erfolgt.
Die nicht erklärende Art der Mitteilung führt zur Nichtanwendbarkeit der bei Auslassung oder
nicht getreuer Erklärung vorgesehenen Sanktionen sowie der Bestimmungen gemäß Artikel
13 des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 472 vom 18 Dezember 1997 in Sachen Reue bei
Verstoß gegen die Erklärungspflichten. 
Die Auslassung der Mitteilung oder ihre Zusendung mit unvollständigen oder ungenauen An-
gaben führt zur Anwendung einer administrativen Sanktion von 258 bis 2.065 euro, die
vom Artikel 11 des Gesetzesdekrets Nr. 471 vom 18 Dezember 1997, das vom Absatz 6 des
Artikels 8-bis des D.P.R. Nr. 322 von 1998 aufgerufen wird, für die ausgelassene oder unge-
naue Mitteilung der Angaben vorgesehen wird.
Da die Möglichkeit einer Berichtigung oder Ergänzung der schon vorgelegten Mitteilung nicht
vorgesehen ist, werden die definitiven Angaben richtig in der Jahreserklärung dargelegt.

Auf der Grundlage der vom Artikel 8-bis, Absatz 1 des D.P.R. Nr. 322 von 1998 vorgegebenen
Bestimmungen muss die Jahresmitteilung der Mehrwertsteuerangaben mithilfe des entspre-
chenden, mit Maßnahme der Agentur der Einnahmen gebilligten Vordrucks abgefasst werden,
der zusammen mit der entsprechenden Anleitung im elektronischen Format kostenlos zur Ver-
fügung gestellt wird und der Internetseite der Agentur der Einnahmen
www.agenziaentrate.gov.it oder der Website des Wirtschafts- und Finanzministeriums
www.finanze.gov.it entnommen werden kann. In diesem Fall kann der Vordruck in Schwarz
und Weiß ausgedruckt werden.
Auf der selben Internet-Seite steht den Subjekten, welche spezielle Drucksysteme für die
Vervielfältigung verwenden, ein elektronisches Sonderformat zur Verfügung. Für den Au-
sdruck des Mitteilungsvordrucks für Mehrwertsteuerangaben müssen jedoch die techni-
schen, vom Anhang A der Billigungsmaßnahme dieses Vordrucks vorgesehenen Eigen-
schaften eingehalten werden.

Generell sind die zur Vorlage der MwSt. Jahreserklärung gehaltenen Inhaber der USt-ID-Nr.
zur Vorlage der Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben gehalten, auch wenn sie
im Jahr keine steuerpflichtigen Tätigkeiten durchgeführt haben oder nicht gehalten sind, die
regelmäßigen Erfüllungen mit den nachstehenden Ausnahmefällen durchzuführen.
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Nicht zur Vorlage der Mitteilung für Mehrwertsteuerangaben gehalten sind:
• die Steuerpflichtigen, die für das Jahr, auf das sich die Mitteilung bezieht, von der Vorlage

der MwSt. Jahreserklärung befreit sind und zwar:
– die Steuerpflichtigen, die für das Steuerjahr ausschließlich gemäß Art. 10 befreite Tätig-

keiten durchgeführt haben, sowie diejenigen, die sich der Befreiung von den Rechnung-
slegungs- und Eintragungspflichten im Sinne des Art. 36-bis bedient haben und die nur
befreite Tätigkeiten durchgeführt haben, auch wenn sie für dasselbe Jahr zur Vorlage der
Jahreserklärung für Mehrwertsteuerangaben infolge der Durchführung von Berichtigun-
gen gemäß Art. 19-bis2 gehalten sind. Die Befreiung wird hingegen nicht angewandt,
wenn der Steuerpflichtige innergemeinschaftliche Tätigkeiten (Art. 48, Absatz 2, G.D. Nr.
331 von 1993) eingetragen hat, oder Käufe getätigt wurden, für die aufgrund von spezi-
fischen Rechtsbestimmungen die Steuer durch den Abtretenden (z. B. Goldkäufe und
Käufe von reinem Silber, Schrott usw.) fällig wird;

– die von den Erfüllungen im Sinne des Art. 34, Absatz 6 befreiten landwirtschaftlichen Er-
zeuger (landwirtschaftliche Erzeuger, die im vorherigen Kalenderjahr Geschäftsvolumen
von höchstens 7.000 Euro erzielt haben);

– Organisatoren von Spielen und Veranstaltungen sowie von anderen Tätigkeiten, welche
in der Tarifliste angeführt sind, die dem DPR Nr. 640 vom 26.Oktober 1972 beigelegt ist,
wenn sie von der MwSt.-Verpflichtung gemäß Art. 74, Absatz 6 befreit sind und nicht die
Anwendung der MwSt. auf ordentliche Weise gewählt haben;

– die Einzelunternehmen, die den einzigen Betrieb verpachtet haben (vgl. Rundschreiben
Nr. 26 vom 19 März 1985 und Nr. 72 vom 04 November 1986) und die keine andere Tä-
tigkeit bezüglich der Wirkungen der Mehrwertsteuer in dem Jahr ausüben, auf das sich
die Mitteilung bezieht;

– Steuerschuldner, die in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft an-
sässig sind, in Italien keine feste Niederlassung haben und die Voraussetzungen des Art.
44, Absatz 3, zweiter Abschnitt des GD Nr. 331/1993 erfüllen, falls sie im Besteuerungs-
zeitraum ausschließlich nicht steuerpflichtige bzw. steuerfreie Umsätze getätigt haben
bzw. die nicht der Steuer unterliegen oder in jedem Fall von der Pflicht zur Zahlung der
Steuer befreit sind;

– Subjekte, welche die Wahl für die Anwendung der Verfügungen gemäß Gesetz Nr. 398
vom 16. Dezember 1991 gewählt haben und für alle Einnahmen aus Handelstätigkeiten,
die mit institutionellen Zwecken verbunden sind, von den MwSt.-Verpflichtungen befreit
sind;

– Subjekte, die außerhalb der europäischen Gemeinschaft wohnhaft bzw. ansässig sind,
im EUBereich nicht erfasst sind und im Staatsgebiet die Direkterfassung zu MwSt.-Zwec-
ken gemäß Art.74-quinquies für die Durchführung der Verpflichtungen in Bezug auf die
Dienste, die sie mit elektronischen Mitteln an Auftraggebern, die keine Steuerschuldner
sind und die in Italien oder in einem gemeinschaftlichen Staat wohnen oder ansässig
sind, geleistet haben;

• die Subjekte gemäß Artikel 74 des D.P.R. Nr. 917 vom 22 Dezember 1986 und zwar:
– die Organe und Verwaltungen des Staates;
– die Gemeinden, die Verbände von öffentlichen Körperschaften, die Vereinigungen und

die Körperschaften der kollektiven Dominialleiter, die Berggemeinschaften, die Provinzen
und die Regionen;

– die öffentlichen Körperschaften, die staatliche, Vorsorge-, Unterstützungs- und sanitäre
Funktionen ausüben, einschließlich der lokalen Sanitätsunternehmen;

• die Subjekte, die einem Konkursverfahren unterzogen sind; 
• die natürlichen Personen, die im Steuerjahr, auf das sich die Mitteilung bezieht, ein Ge-

schäftsvolumen von oder unter 25.000,00 Euro erzielt haben, auch wenn sie zur Vorlage der
Jahreserklärung gehalten sind;

• die natürlichen Personen, welche die den Mindeststeuerpflichtigen gemäß Art. 1, Absatz
von 96 bis 117 des Gesetzes Nr. 244 vom 24 Dezember 2007 vorbehaltene Regelung in An-
spruch nehmen;

• ferner sind die Steuerpflichtigen befreit, welche die MwSt.-Jahreserklärung binnen des Mo-
nats Februar vorlegen, wie vom Art. 8 bis, zweiter Absatz, letzte Periode des D.P.R. Nr. 322
von 1998 vorgesehen und vom Art. 10 des G.D. Nr. 78 vom 01 Juli 2009 eingeführt.

Zur Festsetzung des in dem Jahr, auf das sich die Angabenmitteilung bezieht, erzielten Ge-
schäftsvolumens muss der Steuerpflichtige, wie mit dem Rundschreiben Nr. 113 vom 31 Mai
2000 präzisiert, auf das gesamte Geschäftsvolumen bezüglich aller ausgeübten Tätigkeiten
Bezug nehmen, auch wenn sie mit getrennter Buchhaltung verwaltet werden, und bei der Be-
rechnung auch die Gesamthöhe der durchgeführten, eingetragenen oder der Eintragung un-
terliegenden Tätigkeiten im Rahmen der Tätigkeit einbeziehen, für die die Befreiung von der
MwSt.-Jahreserklärung und folglich von der Datenmitteilung vorgesehen ist.

Art und Fristen der Vorlage
Der Vordruck der Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben muss ausschließlich auf te-
lematischem Wege vorgelegt werden. Somit ist jede andere Vorlageart ausgeschlossen.

Art und Fristen 
der Vorlage
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Der Vordruck muss binnen des Monats Februar eines jeden Jahres vorgelegt werden
und wenn die Vorlagefrist der Mitteilung auf einen Samstag oder Feiertag fällt, wird die selbi-
ge auf den nächsten Arbeitstag verlängert.
Die Mitteilung muss auf telematischem Wege vorgelegt werden:
a) direkt vom Steuerpflichtigen;
b) über zugelassene Übermittlungsstellen.

a) Direkte telematische Einreichung

Subjekte welche die Mitteilung direkt übermitteln, müssen zwangsläufig folgende Dienste in
Anspruch nehmen:
– den telematischen Entratel-Dienst, falls die Verpflichtung zur Einreichung der Erklärung

der Steuersubstituten (vereinheitlichter oder ordentlicher Vordr. 770) im Zusammenhang
mit mehr als zwanzig Subjekten gegeben ist;

– den telematischen Internet-Dienst (Fisconline), falls die Verpflichtung zur Einreichung
der Erklärung der Steuersubstituten im Zusammenhang mit nicht mehr als zwanzig Sub-
jekten gegeben ist bzw. falls die Verpflichtung zur telematischen Einreichung der anderen
Erklärungen gegeben ist, die vom DPR Nr. 322 vom 1998 in geltender Fassung vorgese-
hen sind, müssen die Erklärungen der Steuersubstituten nicht eingereicht werden.

Es wird daran erinnert, dass gemäß der Maßnahme des Leiters der Agentur der Einnahmen
vom 10. Juni 2009 die von natürlichen Personen abweichenden Subjekte die telematische
Übermittlung dieser Erklärung mit ihren beauftragten Verwaltern durchführen, deren Namen
auf folgende Weise mitgeteilt werden:
– auf telematischem Wege mit dem eigenen, zu den telematischen Dienstleistungen der

Agentur der Einnahmen zugelassenen Rechtsvertreter;
– auf Papier, indem der entsprechende Einfügungsantrag, der auf den dafür vorgesehenen

Formularen abgefasst wird, der Dienststelle der Agentur der Einnahmen vorgelegt wird,
welche die Zulassung ausgestellt hat, wenn der Benutzer schon zugelassen ist, bzw. bei ir-
gendeiner Dienststelle der Region, in der die Körperschaft das eigene Steuerdomizil hat,
wenn der Benutzer noch nicht zugelassen ist; der Antrag kann sowohl vom Rechtsvertreter
als auch vom rechtsgeschäftlichen Vertreter vorgelegt werden.

Die beauftragten, mit den oben beschriebenen Modalitäten ernannten Verwalter können
eventuell weitere Benutzer ernennen, die mit der Benutzung der telematischen Dienstlei-
stungen der Agentur der Einnahmen im Namen und auf Rechnung der nicht ansässigen, zu
Zwecken der Mehrwertsteuer direkt identifizierte Gesellschaft beauftragt werden. Die beauf-
tragten Verwalter führen diese Mitteilung nur telematisch durch und deshalb müssen sie im
Besitz einer gültigen Zulassung zum Kanal Entratel oder Fisconline sein.
Für detailliertere Informationen wird auf das Rundschreiben Nr. 30/E vom 25 Juni 2009 und
den entsprechenden technischen Anhang verwiesen, die auf der Internetseite verfügbar sind.

ACHTUNG: Es wird daran erinnert, dass die nicht ansässigen Subjekte, die sich direkt
zu Zwecken der Mehrwertsteuer im Staatsgebiet im Sinne des Art. 35-ter des D.P.R.
633/72 identifiziert haben, sich zum telematischen Service Entratel zulassen und die
Internetanschrift http://telematici.agenziaentrate.gov.it verwenden. Was die Modalitä-
ten für die Befähigung zur Benutzung des telematischen Entratel-Dienstes betrifft,
wird auf den Abschnitt “Modalitäten zwecks Befähigung” Buchstabe a) verwiesen. 

b) Telematische Übermittlung durch befähigte Vermittler (Beauftragte Subjekte und Gesell-
schaften der Gruppe)

Beauftragte Subjekte (Art. 3, Absatz 3, des DPR Nr. 322/1998 in geltender Fassung)
Die im Art. 3, Absatz 3 des D.P.R. Nr. 322 von 1998 angegebenen Übermittlungsstellen sind
verpflichtet, der Agentur der Einnahmen auf telematischem Wege unter zu Hilfenahme des
telematischen Service Entratel sowohl die von ihnen auf Rechnung des Erklärenden vorbe-
reiteten Mitteilungen als auch die vom Steuerpflichtigen vorbereiteten Mitteilungen, für die sie
die Verpflichtung zur Vorlage auf telematischem Wege eingegangen sind, zu übermitteln.
Zur Vorlage der von ihnen vorbereiteten Mitteilungen sind die zugelassenen und zu den fol-
genden Berufsgruppen gehörenden Übermittlungsstellen verpflichtet:
• Personen, die im Register der Wirtschaftsdoktoren, der Buchhalter, der Wirtschaftsberater

und der Arbeitsberater, eingetragen sind;
• Personen, die zum 30. September 1993 im Verzeichnis der Sachverständigen und Exper-

ten eingetragen waren, das von der Handelskammer für Industrie, Handwerk und Landwirt-
schaft für die Unterkategorie der Abgaben geführt wird, und im Besitz des Doktorates in
Rechts- bzw. Betriebswirtschaft oder eines gleichwertigen Titels bzw. Absolventen einer hö-
heren Handelsschule sind;

• Personen, die im Verzeichnis der Rechtsanwälte eingetragen sind;
• Personen, die im Register der Rechnungsrevisoren gemäß GvD Nr. 88 vom 21. Januar

1992, eingetragen sind;
• die Vereinigungen von Gewerkschaften der Unternehmenskategorie gemäß Art. 32, Absatz

1, Buchstaben a), b) und c) des GvD Nr. 241 von 1997;
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• Vereinigungen von Subjekten, welche den ethnisch-sprachlichen Minderheiten angehören;
• die CAF der Angestellten;
• die CAF der Unternehmen;
• Personen, die gewohnheitsmäßig die Tätigkeit als Steuerberater ausüben;
• Subjekte, die in den Listen der Agrar- und Forstwissenschaftsdoktoren, der Agrartechniker

und der Agrarsachverständigen eingetragen sind.
Zur telematischen Einreichung der Mitteilung, die von ihnen selbst abgefasst wurden sind
auch Freiberufler und Dienstleistungsgesellschaften verpflichtet, die mehr als die Hälfte des
Gesellschaftskapitals besitzen bzw. von denen mindestens die Hälfte der Mitglieder in Ver-
zeichnissen, Gremien oder Registern, gemäß Dekret des Direktors vom 18. Februar 1999,
eingetragen sind.
Diese Subjekte können der telematischen Einreichungspflicht der Mitteilung nachkommen,
indem sie Dienstleistungen in Anspruch nehmen, welche den Beteiligten an Gesellschaften
des Nationalen Rates, Kammern und Kollegien, die im genannten Dekret angeführt sind und
den Mitgliedern, den stellvertretenden Vereinigungen dieser und den nationalen Fürsorge-
kassen, zur Ausübung dieser Verpflichtung von Seiten ihrer Mitglieder angeboten werden.
Diese Subjekte müssen für die Übermittlung der Erklärungen den eigenen beglaubigten Ko-
de verwenden, wobei die Pflicht zur Übermittlung der Erklärungen der Kunden, von den ein-
zelnen Teilnehmern übernommen wird.
Die Annahme der vom Steuerzahler abgefassten Mitteilund steht dem Vermittler frei, zudem
kann er für die telematische Übermittlung der Erklärung ein Entgelt fordern.  

Von Konzernen angehörenden Gesellschaften übermittelte Mitteilung (Art. 3, Absatz 2-
bis)
Im Rahmen des Konzerns kann die telematische Übermittlung der Mitteilungen der zur selben
Gruppe gehörenden Subjekte von einem oder mehreren Subjekten derselben Gruppe aussch-
ließlich über den telematischen Service Entratel vorgenommen werden. Zur Gruppe gehörend
betrachtet wird die beherrschende Körperschaft (auch nicht den Handel betreibende) bzw. Ge-
sellschaft (auch Personengesellschaft) und die beherrschten Gesellschaften. Als beherrscht be-
trachtet werden Aktiengesellschaften, Aktienkommanditgesellschaften und Gesellschaften mit
beschränkter Haftung, deren Aktien bzw. Anteile im Besitz der beherrschenden Körperschaft bzw.
Gesellschaft sind oder durch andere von diesen beherrschten Gesellschaften, zu einem Anteil
von 50 Prozent des Kapitals schon zu Beginn des vorhergehenden Steuerzeitraumes, beherrscht
wurden. Diese Verordnung ist in jedem Fall für Gesellschaften und Körperschaften, die zur Ab-
fassung der konsolidierten Bilanz im Sinne des GvD Nr. 127 vom 9. April 1991 und des GvD Nr.
87 vom 27. Januar 1992 verpflichtet sind und für Unternehmen anzuwenden, die der Einkom-
mensteuer der Gesellschaften (IRES) unterliegen und im Verzeichnis gemäß Absatz 2, Buchst.
a) des Art. 38 des erwähnten GvD Nr. 127 und im Verzeichnis gemäß Absatz 2, Buchst. a) des
Art.40 des genannten GvD Nr. 87, angeführt sind.
Die Gesellschaft der Gruppe kann die Mitteilung der anderen Gesellschaften, die derselben
Gruppe angehören anschließend auf telematischem Wege einreichen, wenn die Pflicht zur
Einreichung der Mitteilung übernommen wird. Dieselben telematischen Einreichungsmodali-
täten können Gesellschaften derselben Gruppe in Anspruch nehmen, die als Steuervertreter
von Gesellschaften die im Ausland tätig sind und zwar auch dann, wenn die letzteren nicht
derselben Gruppe angehören.
Damit eine andere Gesellschaft der Gruppe zur Übermittlung der eigenen MItteilung beauf-
tragt werden kann, muss die erklärende Gesellschaft die unterschriebene MItteilung der
beauftragten Gesellschaft übergeben. Die beauftragte Gesellschaft muss alle Erfüllungen,
die für die autorisierten Übermittlungsstellen zur telematischen Einreichung vorgesehen und
im folgenden Absatz angeführt sind, berücksichtigen.
Es wird daran erinnert, dass die Gesellschaften stets über die beauftragten Verwalter und/oder
Benutzer, die beauftragt wurden, im Namen und auf Rechnung der selbigen zu handeln, mit den
oben dargelegten Modalitäten Zugang zu den telematischen Dienstleistungen haben.

Dokumentation, welche die (Konzerngesellschaft und mit der Übermittlung beauftrag-
te) Übermittlungsstelle dem Erklärenden ausstellen muss und Nachweis der Mittei-
lungsvorlage
Aufgrund der Verfügungen, die im genannten DPR Nr. 322 vom 22. Juli 1998, müssen der
befähigte Vermittler und die Gesellschaft der Gruppe:
• unmittelbar nach Übernahme der Mitteilung bzw. nach Auftragserteilung zur Abfassung der

Erklärung, dem Erklärer die Übernahme der Verpflichtung bestätigen, dass die Daten aus
der Mitteilung der Agentur der Einnahmen auf telematischem Wege übermittelt werden, wo-
bei anzugeben ist ob die Mitteilung schon abgefasst übergeben wurde oder ob sie vom
Übernehmer abzufassen ist. Diese Verpflichtung muss mit dem Datum und der Unterschrift
des Vermittlers bzw. der Gesellschaft der Gruppe versehen sein und ist auf stempelfreiem
Papier abzufassen. Das Datum dieser Verpflichtung, versehen mit der eigenen Unterschrift
und der eigenen Steuernummer, muss anschließend im Feld “Verpflichtung zur telemati-
schen Einreichung” im Titelblatt der Mitteilung eingetragen werden; 
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• dem Erklärenden ebenfalls binnen 30 Tagen ab der für die Vorlage der Mitteilung auf tele-
matischem Wege vorgesehene Frist, die Original-Mitteilung, deren Angaben auf telemati-
schem Wege übermittelt wurden und die auf dem von der Agentur der Einnahmen gebillig-
ten vordruckgetreuen Vordruck abgefasst und vom Steuerpflichtigen ordnungsgemäß un-
terzeichnet wurde, zusammen mit der Kopie der Mitteilung der selbigen Agentur, welche den
erfolgten Eingang bestätigt, ausstellen.
Besagte Mitteilung ist der Nachweis für den Erklärenden für die erfolgte Vorlage der Jahresmitteilung
für Mehrwertsteuerangaben und muss vom selbigen zusammen mit der Original-Mitteilung und der
restlichen Dokumentation für die vom Art. 43 des D.P.R. Nr. 600 von 1973 vorgesehenen Periode, in
der Kontrollen durch die Finanzverwaltung durchgeführt werden können, aufbewahrt werden;

• eine Kopie der übermittelten Erklärungen muss, auch auf Informatikträgern, für den von Art.
43 des DPR Nr. 600 vom 29 September 1973 vorgesehenen Zeitraum aufbewahrt werden,
damit sie im Falle einer Überprüfung, der Finanzverwaltung vorgelegt werden kann.

ACHTUNG: Es wird daran erinnert, dass für die Aufbewahrung der für die steuerlichen
Vorschriften wichtigen Informatikunterlagen, die Modalitäten und die Vorgänge zu
beachten sind, die im Ministerialdekret vom 23. Januar 2004 und im Beschluss der CNI-
PA Nr. 11 vom 19. Februar 2004 vorgesehen sind.
Es ist darauf hinzuweisen, dass die besagten Unterlagen auf Informatikträgern, deren
Lesbarkeit über geraume Zeit garantiert ist, abzuspeichern sind, wobei die Daten zeit-
lich geordnet sein müssen und keine Unterbrechung zwischen einem Besteuerungs-
zeitraum und dem anderen vorliegen darf. Außerdem müssen die Suchfunktionen und
die Abfrage von Informationen aus den Informatikarchiven in Bezug auf den Nachna-
me, den Vorname, die Bezeichnung, die Steuernummer, die MwSt.-Nummer und auf
das Datum sowie die Decodierung dieser Daten jederzeit möglich sein. Dieser Vorgang
wird durch die elektronische Unterschrift und durch die Zeitangabe beendet.

Mitteilung für erfolgte Vorlage der Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben
Die Mitteilung der Agentur der Einnahmen, welche die erfolgte Vorlage der Jahresmitteilung
für Mehrwertsteuerangaben auf telematischem Wege bescheinigt, wird dem Benutzer, der sie
zugesendet hat, telematisch übermittelt. Diese Mitteilung ist im Abschnitt “Eingänge” auf der
Website http://telematici.agenziaentrate.gov.it einsehbar, auf der für jede erfolgte Zusendung
die entsprechende Bestätigung verfügbar ist. Die Eingangsmitteilung kann auf jeden Fall zeit-
lich unbegrenzt (sowohl vom Steuerpflichtigen als auch von der Übermittlungsstelle) bei je-
der Amtsstelle der Agentur der Einnahmen beantragt werden. 
Im Hinblick auf die Kontrolle der Rechtzeitigkeit der auf telematischem Wege vorgelegten Mit-
teilungen wird noch daran erinnert, dass die Mitteilungen als fristgerecht angesehen werden,
die binnen der vom D.P.R. Nr. 322 von 1998 vorgesehenen Fristen übermittelt, aber vom te-
lematischen Service ausgeschlossen wurden, vorausgesetzt, dass diese binnen fünf auf das
Ausgabedatum der Mitteilung, welche den Grund des Ausschlusses bescheinigt, folgenden
Arbeitstagen erneut übermittelt werden (vgl. Rundschreiben des Finanzministeriums – Abtei-
lung der Einnahmen Nr. 195 vom 24.09.1999).

Modalitäten zwecks Befähigung
a) Vorlage durch den telematischen Service Entratel
Für den Erhalt der Zulassung zur telematischen Dienstleistung Entratel muss:
– die Voreintragung in die Dienstleistung mittels der spezifischen Funktion, die im Abschnitt

“Wenn Sie noch nicht in die Dienstleistungen eingetragen sind …” der Website http://tele-
matici.agenziaentrate.gov.it vorhanden ist, beantragt werden;

– das Ergebnis der Voreintragung mittels der Funktion “Anhang für Büro drucken” ausge-
druckt werden; 

– der Zulassungsantrag auf der Grundlage der Benutzertypologie ausgefüllt und binnen 30 Tagen
ab Erhalt des vorgenannten Voreintragungscode bei einer Dienststelle der Agentur der Einnah-
men der Region vorgelegt werden, in der der Antragsteller sein Steuerdomizil hat, indem der Au-
sdruck gemäß vorherigem Punkt und die erforderlichen Unterlagen beigefügt wird.

Die Dienststelle stellt einen “virtuellen” Umschlag aus, dessen Nummer in der dem Benutzer
übergebenen Bescheinigung angegeben ist. Diese Nummer zusammen mit den mittels Vo-
reintragung erhaltenen Angaben wird vom Benutzer verwendet, um mittels der Funktion
“Erstzugriff – Datenentnahme” die Entnahme der für die Erstellung der Sicherheitsumgebung
erforderlichen Akkreditive vorzunehmen und falls der Benutzer eine natürliche Person ist, für
den Zugriff in die vertraulichen Bereiche der Website für die telematischen Dienstleistungen.
Bei anderen Benutzern als natürlichen Personen wird daran erinnert, dass die Erstellung der
Sicherheitsumgebung von einem der beauftragten Verwalter oder der beauftragten Benutzer
vorgenommen werden muss.    

Die Antragsvordrucke, die entsprechenden Anweisungen sowie die Liste der Dienststellen,
an die Sie sich wenden können, sind auf der Website http://telematici.agenziaentrate.gov.it,
sowie bei den Dienststellen verfügbar. Für die Lösung der Probleme in Verbindung mit dem
telematischen Dienst Entratel können Sie auf die telefonische Hilfestellung eines eigens da-
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für geschaffenen Callcenters zurückgreifen, das der grünen in den von der Dienststelle bei
der Zulassung auf den Zugriff der Dienstleistung ausgestellten Unterlagen angegebenen
Nummer entspricht. Es empfiehlt sich ferner, die Internetseite http://assistenza.finanze.it so-
wie die Website http://telematici.agenziaentrate.gov.it, für normative und technische Infor-
mationen einzusehen.

ACHTUNG: Für die Subjekte, die sich direkt zum Zwecke der Mehrwertsteuer im Sinne
des Art. 35-ter identifiziert haben, wird die Zulassung zum telematischen Service En-
tratel vom Betriebszentrum Pescara, via Rio Sparto 21, 65129 Pescara kontextuell zur
Zuweisung der USt-ID-Nr. auf der Grundlage der in der Erklärung für die direkte Iden-
tifizierung enthaltenen Angaben und der Anlage, die der von der natürlichen Person
abweichende Benutzer nach der Vornahme der Voreintragung in den Service Entratel
ausdruckt, ausgestellt. Die vorgenannte Dienststelle sorgt für die Zusendung auf dem
Postwege oder für die Übergabe an ein beauftragtes Subjekt (mit geeigneter Vollmacht
und eigenem Personalpapier und des Anweisenden) des virtuellen Umschlags, dessen
Nummer für die Entnahme der für die Erstellung der Sicherheitsumgebung und, wenn
der Benutzer eine natürliche Person ist, für den Zugriff auf die vertraulichen Bereiche der
Website für die telematischen Dienstleistungen erforderlichen Akkreditive verwendet wird.
Die von den natürlichen Personen abweichenden Subjekte haben mittels der beauftragten
Verwalter und/oder der beauftragten Benutzer je nach obigen Erläuterungen auf die vertrau-
lichen Bereiche Zugriff.

b)  Vorlage durch telematischen Internetservice (Fisconline)
Die wichtigste Voraussetzung für die Übermittlung ist der Besitz des PIN-Kode (Personal
Identification Number), der vom Steuerzahler wie folgt beantragt werden kann: 
a) über Web unter Aufruf der Website http://telematici.agenziaentrate.gov.it;
b) über das Telefon, indem man den automatischen Dienst mit den Rufnummer 848.800.444 

anruft;
c) über irgendein Amt der Agentur der Einnahmen.  
Die Ausstellung des PIN-Kode ist für den Erklärer zwecks Verwendung des telematischen In-
ternet-Dienstes (Fisconline) nicht bindend, da die Erklärung auch über einen bevollmächtig-
ten Vermittler eingereicht werden kann.
Es wird daran erinnert, dass der Gebrauch des PIN-Kodes personengebunden ist und Drit-
ten nicht erlaubt werden darf.
Es wird darauf hingewiesen, dass auf die anderen, für den Service von Fisconline zugelas-
senen Benutzer als natürlichen Personen die Richtlinien bezüglich der beauftragten Verwal-
ter und der beauftragten Benutzer angewendet werden. Weitere Informationen können aus
der Internet-Seite http://telematici.agenzientrate.gov.it abgerufen werden.

Gesellschaften und Körperschaften, die an der Erfüllung der Konzernmehrwertsteuer
teilnehmen 
Die Körperschaften und Gesellschaften, die für das Jahr, auf das sich die Mitteilung bezieht,
das Erfüllungsverfahren der Konzernmehrwertsteuer gemäß letztem Absatz des Art. 73 in An-
spruch nehmen, legen jede einen separaten Vordruck mit den eigenen Angaben vor.
Die kontrollierende Gesellschaft muss somit die Mitteilung ausschließlich für ihre eigene Tä-
tigkeit und nicht auch für die bezüglich der gesamten Gruppe vorlegen. 

Steuerpflichtige mit getrennten Buchführungen
Die Steuerpflichtigen, die mehrere Tätigkeiten ausgeübt haben, für die sie per Gesetz oder
wahlweise die getrennte Buchführung im Sinne des Art. 36 halten müssen, müssen einen ein-
zigen zusammenfassenden Mitteilungsvordruck für alle durch getrennte Buchführungen ver-
waltete Tätigkeiten vorlegen.
Für den Fall, dass sich unter den besagten Tätigkeiten eine befindet, für die eine Befreiung
von der Vorlage der MwSt.-Jahreserklärung und folglich dieser Mitteilung vorgesehen ist, dür-
fen die Angaben dieser letztgenannten Tätigkeit nicht in der bezüglich der anderen Tätigkei-
ten, für die die Erklärungspflicht vorgesehen ist, vorzulegenden Mitteilung enthalten sein.

Steuerpflichtige mit außergewöhnlichen Tätigkeiten oder anderen wesentlichen subjekti-
ven Veränderungen (Fusionen, Spaltungen, Betriebsabtretungen, Übereignungen usw.)

Außergewöhnliche Tätigkeit oder während des datenmitteilungsgegenständlichen
Steuerjahres erfolgte Veränderung
1) In dem Fall, in dem das Rechtsvorgängersubjekt (eingegliederte oder abgespaltene Ge-

sellschaft, einbringendes, abtretendes oder schenkendes Subjekt) durch die außergewöhnli-
che Tätigkeit oder Veränderung ausgelöscht wird, muss das Rechtsnachfolgersubjekt
(eingliedernde oder begünstigte Gesellschaft, übernehmendes, erwerbendes oder schen-
kungsempfangendes Subjekt) zwei unterschiedliche Angabenmitteilungen vorlegen:
• die erste mit den Angaben der vom Subjekt selbst im Steuerjahr, auf das sich die Mittei-

lung bezieht, durchgeführten Tätigkeiten;

Sonderfälle 
für Vorlage
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• die zweite mit den Angaben der vom Rechtsvorgängersubjekt im Jahresabschnitt, auf den
sich die Mitteilung bezieht, durchgeführten Tätigkeiten und bis zur letzten Erfüllung, die vor
der außergewöhnlichen Tätigkeit oder der Veränderung durchgeführt wurde; in dieser Mit-
teilung müssen in dem Teil, der dem Steuerpflichtigen vorbehalten ist, die Angaben bezü-
glich des eingegliederten, abgespaltenen, übernehmenden usw. Subjekts angegeben wer-
den, während in der dem Erklärenden vorbehaltenen Übersicht die Angaben des aus der Ve-
ränderung resultierenden Subjekts durch Angabe des Werts 9 im Kästchen bezüglich des
Stellungscodes angegeben werden muss.

2) Für den Fall, dass das Rechtsvorgängersubjekt nicht durch die außergewöhnliche Tä-
tigkeit oder die Veränderung ausgelöscht wird, muss die Mitteilung der Mehrwertsteue-
rangaben von den folgenden Subjekten vorgelegt werden:
• vom Rechtsnachfolgersubjekt, wenn die außergewöhnliche Tätigkeit oder die Verän-

derung zur Abtretung der Mehrwertsteuerschuld oder des Guthabens geführt hat;
dieses Subjekt legt somit zwei verschiedenen Datenmitteilungen gemäß den unter dem
Punkt 1) angegebenen Modalitäten vor. Demzufolge muss das Rechtsvorgängersubjekt
nicht die Mitteilung bezüglich der außergewöhnlichen gegenständlichen Tätigkeit vorle-
gen;

• von jedem der in die Tätigkeit verwickelten Subjekten, wenn die außergewöhnliche Tätig-
keit oder die Veränderung nicht zur Abtretung der Mehrwertsteuerschuld oder des Gu-
thabens bezüglich der von allen von ihnen im Steuerjahr, auf das sich die Mitteilung be-
zieht, durchgeführten Tätigkeiten geführt hat.

Außergewöhnliche Tätigkeit oder Veränderung, die in der Periode zwischen dem 01 Ja-
nuar und dem Datum der Vorlage der Datenmitteilung erfolgt ist
In diesem Fall muss die Datenmitteilung bezüglich der vom Rechtsvorgängersubjekt im Lau-
fe des gesamten Vorjahres umgesetzten Tätigkeiten stets vom Rechtsnachfolgersubjekt
vorgelegt werden, wenn das Rechtsvorgängersubjekt aufgrund der außergewöhnlichen Tätig-
keit unter Einhaltung der unter dem Punkt 1) angegebenen Modalitäten kraft der außerge-
wöhnlichen Tätigkeit erlischt und vorausgesetzt, dass die Erfüllung nicht direkt von diesem
letzten Subjekt vor der außergewöhnlichen Tätigkeit oder der Veränderung erfüllt wurde.
Wenn hingegen infolge der außergewöhnlichen Tätigkeit das Rechtsvorgängersubjekt nicht
ausgelöscht wird, erfüllen alle an der Tätigkeit teilnehmenden Subjekte unabhängig die Er-
klärungserfüllung bezüglich der im gesamten Steuerjahr, auf das sich die Mitteilung bezieht,
durchgeführten Tätigkeiten und die Übertragung oder Nichtübertragung der Mehrwertsteuer-
schuld oder des Guthabens infolge der außergewöhnlichen Tätigkeit erlangt nur zum Zwecke
der im nachfolgenden Jahr gemäß den unter Punkt 2) angegebenen Modalitäten vorzulegende
Mitteilung Bedeutung.
Natürlich wird im Falle einer Erbfolge die Mitteilung in jedem Fall von den Erben für das ge-
samte Steuerjahr unter Angabe des Werts 7 im Kästchen für den Stellungscode vorgelegt. 

Nicht ansässige Subjekte

Steuervertreter
Die Steuervertreter der nicht ansässigen Subjekte, die im Sinne des Art. 17, dritter Absatz er-
nannt werden, sind zur Vorlage der Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben mit Angabe
der Daten der in dem Jahr, auf das sich die selbige bezieht, durchgeführten Tätigkeiten unter
Angabe in der Übersicht Erklärender den Stellungscode 6 gehalten.

Nicht ansässige, direkt identifizierte Subjekte
Die nicht ansässigen, direkt in Italien im Sinne des Art. 35-ter identifizierten Subjekte sind zur
Vorlage der Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben mit Bezugnahme auf die von ihnen
im Steuerjahr durchgeführten Tätigkeiten gehalten.

Subjekte, die im Steuerjahr mit Steuervertreter gehandelt haben, obwohl sie sich direkt
identifiziert haben
In all den Fällen, in denen ein nicht ansässiges Subjekt im selben Steuerjahr, jedoch natürlich
in unterschiedlichen Perioden des Jahres, Tätigkeiten hinsichtlich der Mehrwertsteuer in Italien
sowohl über Steuervertreter als auch durch direkte Identifizierung durchgeführt hat, muss die
Vorlagepflicht der Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben durch die Vorlage einer einzi-
gen Erklärung durch das tätige Subjekt (Steuervertreter bzw. direkt identifiziertes nicht ansäs-
siges Subjekt) zum Vorlagedatum der Mitteilung für Mehrwertsteuerangaben erfüllt werden.

Stabile Organisation
Bei einer stabilen Organisation in Italien des nicht ansässigen Subjekts muss eine Jahresmit-
teilung für Mehrwertsteuerangaben mit Bezug auf die ihr zuschreibbaren, im Steuerjahr durch-
geführten Tätigkeiten vorgelegt werden. In diesem Fall muss in der Übersicht Erklärender der
Stellungscode 1 angegeben werden.
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Es wird hervorgehoben, dass auf der Grundlage des neuen Textes des Artikels 17 des D.P.R. Nr.
633 von 1972 (wie vom Art. 11 des G.D. Nr. 135 vom 26 September 2009 geändert) bei einer sta-
bilen Organisation im Staatsgebiet die Erfüllungen bezüglich der Tätigkeiten der Muttergesell-
schaft nicht durch Steuervertreter oder direkte Identifizierung erfüllt werden können, sondern dass
diese Tätigkeiten in die Mehrwertsteuerposition einfließen müssen, die der stabilen Organisation
zugewiesen wird. Demzufolge ist es einem nicht ansässigen Subjekt auf der Grundlage der
neuen Regelung nicht erlaubt, eine doppelte Mehrwertsteuerposition im Staatsgebiet einzuneh-
men und das selbige kann nur Inhaber einer einzigen USt-ID-Nr. sein.

Verlangte Daten
Dieser Vordruck besteht aus 2 Seiten:
– die erste enthält die Informationen bezüglich der Bearbeitung der Personenangaben; 
– die zweite enthält über der Übersicht die stets auszufüllenden Felder bezüglich der Identifizie-

rungselemente des Steuerpflichtigen sowie die Abschnitte, aus denen sich der Vordruck zu-
sammensetzt.

ABSCHNITT I – DATEN ALLGEMEINER ART

STEUERJAHR: Das Kalenderjahr angeben, auf das sich die Mitteilung der Mehrwertsteue-
rangaben bezieht.

Steuerpflichtige
USt-ID-NR.: Die USt-Id-Nr. des Steuersubjekts angeben.

TÄTIGKEITSCODE: Es muss der Code der hauptsächlich (mit Bezug auf das Geschäftsvolu-
men) ausgeübten Tätigkeit angegeben werden, der in der zum Zeitpunkt der Vorlage des Vor-
drucks geltenden Klassifizierung der Wirtschaftstätigkeiten bei den Ämtern der Agentur der Ein-
nahmen und auf der Website www.agenziaentrate.gov.it e www.finanze.gov.it einsehbar ist.

GETRENNTE BUCHHALTUNG: Das Kästchen ankreuzen, wenn der Steuerpflichtige im Steuer-
jahr, auf das sich die Mitteilung bezieht, mehrere Tätigkeiten ausgeübt hat, für die er getrennte
Buchführungen im Sinne des Art. 36 gehalten hat. Das Kästchen muss natürlich auch angekreuzt
werden, wenn der Steuerpflichtige mit getrennten Buchführungen zwei Tätigkeiten verwaltet hat,
von denen eine auf der Grundlage der spezifischen Rechtsbestimmungen von der Vorlage der
MwSt.-Jahreserklärung und folglich auch dieser Mitteilung befreit ist.

MITTEILUNG EINER KÖRPERSCHAFT ODER GESELLSCHAFT, DIE EINER MEHR-
WERTSTEUERGRUPPE ANGEHÖRT: Das Kästchen ankreuzen, wenn die Mitteilung von ei-
ner Körperschaft oder Gesellschaft vorgelegt wird, die in dem Jahr, auf das sich die Mittei-
lung für Mehrwertsteuerangaben bezieht, vom besonderen Erfüllungsverfahren der Kon-
zernmehrwertsteuer gemäß letzter Absatz des Art. 73 Gebrauch gemacht hat. 

AUSSERGEWÖHNLICHE EREIGNISSE: Das Kästchen ankreuzen, wenn die Vorlagefrist
dieser Mitteilung in die für das Auftreten eines außergewöhnlichen Ereignisses vorgesehene
Aussetzungsperiode der Erfüllungen fällt.

Erklärende
Diese Übersicht muss nur dann abgefasst werden, wenn der Erklärende (derjenige, der die
Mitteilung unterschreibt) ein anderes Subjekt als der Steuerpflichtige ist, auf den sich die Mit-
teilung bezieht. 

STEUERNUMMER: Die Steuernummer der erklärenden natürlichen Person angeben, wel-
che die Mitteilung unterschreibt.

STELLUNGSCODE: Den Stellungscode des Erklärenden angeben und diesen der folgenden
Tabelle entnehmen:

TABELLE FÜR STELLUNGSCODES

Abfassungsmodalitäten

1 Gesetzlicher, rechtsgeschäftlicher oder De-fakto-Vertreter, geschäftsführender Gesellschafter

2 Vertreter von Minderjährigen, Unfähigen bzw. Entmündigten, Hilfsverwalter, Verwalter einer ruhen-
den Erbschaft, Verwalter einer Erbschaft, die unter aufschiebender Bedingung oder zu Gunsten ei-
nes ungeborenen noch nicht empfangenen Kindes übertragen wird

5 Sachverwalter (kontrollierte Verwaltung) bzw. gerichtlicher Verwahrer (richterlicher Gewahrsam)
oder gerichtlicher Verwalter in seiner Eigenschaft als Verwalter der beschlagnahmten Güter

6 Steuerlicher Vertreter, der nicht im Inland ansässigen Subjekte

7 Erbe des Steuerzahlers

8 Liquidator (freiwillige Liquidation)

9 Zur Vorlage der Erklärung für Umsatzsteuer verpflichtetes Subjekt auf Rechnung des infolge von
außergewöhnlichen Tätigkeiten getilgten Subjekts oder sonstiger wesentlicher subjektiver Um-
wandlungen (Betriebsübernehmer, Empfangsgesellschaft, eingliedernde Gesellschaft, überneh-
mende Gesellschaft usw.)
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STEUERNUMMER DER ERKLÄRENDEN GESELLSCHAFT: Wenn der Erklärende eine Gesell-
schaft ist, welche die MwSt.-Mitteilung auf Rechnung eines anderen Steuerpflichtigen vorlegt,
muss auch dieses Feld abgefasst und in dem Fall im entsprechenden Platz der Stellungscode an-
gegeben werden, welcher der bestehenden Beziehung zwischen der erklärenden Gesellschaft
und dem Steuerpflichtigen entspricht. Unter diesen Fall fallen zum Beispiel die von einem nicht
ansässigen Subjekt als Steuervertreter ernannte Gesellschaft im Sinne des Art. 17, dritter Absatz,
die Gesellschaft, die den Stellungscode 9 als begünstigte Gesellschaft (einer abgespaltenen Ge-
sellschaft) oder eingliedernde Gesellschaft (einer eingegliederten Gesellschaft) angibt, und die
Gesellschaft, welche die Mittelung als rechtsgeschäftlicher Vertreter des Steuerpflichtigen vorlegt.

ABSCHNITT II – DATEN BEZÜGLICH DER DURCHGEFÜHRTEN TÄTIGKEITEN

HINWEIS: Erläuterungen und Vertiefungen bezüglich der verschiedenen Typologien der
in diesem Abschnitt anzugebenden Tätigkeiten werden in der Anleitung zur Abfassung
der MwSt.-Jahreserklärung sowie im entsprechenden Anhang, auf den verwiesen wird,
zur Verfügung gestellt.

Die unter Berücksichtigung der durchgeführten Veränderungen im Sinne des Art. 26 anzuge-
benden Beträge müssen in Euro ausgedrückt werden, wobei der Betrag aufzurunden ist, wenn
die Dezimalzahl 50 Eurocents oder darüber beträgt, und abzurunden, wenn er unter diesem
Betrag liegt. Dazu wurden bei den Betragsangaben schon die beiden Nullen nach dem Kom-
ma vorgedruckt.

Steuerpflichtige mit vierteljährlichen Erfüllungen
Die Steuerpflichtigen, welche die vierteljährlichen Erfüllungen im Sinne des Art. 7 des D.P.R.
Nr. 542 vom 14 Oktober 1999, des Art. 73, Absatz 1 Buchstabe e), des Art. 74, Absätze 4 und
5 bzw. auf der Grundlage anderer Sonderbestimmungen vornehmen, müssen die Jahresmit-
teilung für Mehrwertsteuerangaben mit Bezugnahme auf alle im Steuerjahr durchgeführten Tä-
tigkeiten, einschließlich also auch der Angaben bezüglich der Periode Oktober-Dezember, zur
Hervorhebung der Mehrwertsteuerschuld oder des Guthabens bezüglich der gesamten
Steuerperiode vorlegen.

Steuerpflichtige mit Buchführung bei Dritten
Die Steuerpflichtigen, die Dritten die Buchführung übertragen und im Sinne des Art. 1, Absatz
3 des D.P.R. Nr. 100 von 1998 für die besondere Berechnungsmodalität der regelmäßigen Er-
füllungen auf der Grundlage der Mehrwertsteuer, die im zweiten Vormonat zahlbar ist, optiert
haben, müssen die Jahresmitteilung für Mehrwertsteuerangaben immer unter Bezugnahme
auf alle im Steuerjahr durchgeführten Tätigkeiten vorlegen.

Steuerpflichtige, die Sonderregelungen zur Steuerfestsetzung anwenden
Die Steuerpflichtigen, die im Steuerjahr gesetzlich oder wahlweise Sonderkriterien zur Fest-
setzung der fälligen bez. abzugsfähigen Steuer (zum Beispiel Sonderreglung für Landwirt-
schaft, Übernachtungsmöglichkeit im landwirtschaftlichen Betrieb usw.) anwenden, müssen in
der Zeile CD4 (zahlbare MwSt) und in der Zeile CD5 (abzugsfähige MwSt) die aus der An-
wendung der zugehörigen Sonderregelung resultierende Steuer angeben.
Wenn die angewandte Sonderregelung keinen Steuerabzug vorsieht (zum Beispiel Regelung
für Gebrauchtgüter, Sonderregelung für Reise- und Touristikbüros, Sonderregelung für Veran-
staltungstätigkeit), muss die Zeile CD5 natürlich bezüglich der Tätigkeiten abgefasst werden,
auf die besagte Regelung angewandt wird.

Aktive Tätigkeiten

Zeile CD1, Feld 1, den Gesamtbetrag nach Abzug der MwSt der aktiven Tätigkeiten ange-
ben (Güterabtretungen und Dienstleistungen) im Inland, in der EG und Export, die in der Be-
zugsperiode durchgeführt wurden, einschließlich jener mit unterschiedlicher Einziehbarkeit
bezüglich der Wirkungen der MwSt, die im Register der ausgestellten Rechnungen oder in
dem der Gegenleistungen eingetragen sind bzw. immer einer Registrierung unterliegen, au-
sgenommen jene befreite, für die der Steuerpflichtige die Befreiung gemäß Art. 36-bis in An-
spruch genommen hat. Die Steuerpflichtigen, für die diese Befreiung Wirkung hatte, müssen
jedoch die Höhe der Tätigkeiten gemäß den Nummern 11), 18) und 19) des Art. 10 angeben,
für die immer die Rechnungsstellungs- und Registrierpflicht bestehen bleibt.
Es wird hervorgehoben, dass die Steuerpflichtigen, die in den Genuss einer Minderung der Be-
steuerungsgrundlage kommen (Verleger), in der Zeile den steuerpflichtigen Betrag der Tätig-
keiten nach Abzug der zustehenden Minderung angeben müssen.

Zeile CD1, Feld 2, den Gesamtbetrag der nicht steuerpflichtigen, schon im Feld 1 dersel-
ben Zeile enthaltenen Tätigkeiten angeben:
– Exporte und sonstige nicht steuerpflichtige Tätigkeiten, die zur Bildung des Plafonds ge-

mäß Art. 2, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 28 vom 18 Februar 1997 beitragen können, einsch-
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ließlich die im Sinne des Art. 71 durchgeführten Güterabtretungen gegenüber Unterneh-
mern mit Wohnsitz in der Republik San Marino und in Vatikanstadt. Es dürfen hingegen
nicht die innergemeinschaftlichen Abtretungen enthalten sein, die im nächsten Feld 4
angegeben werden müssen;

– nicht steuerpflichtige, gegenüber von Exporteuren durchgeführte Tätigkeiten, welche die
Absichtserklärung vorgelegt haben;

– sonstige, als nicht steuerpflichtig qualifizierte Tätigkeiten, die nicht zur Plafondbildung bei-
tragen, unter denen zum Beispiel an den nicht steuerpflichtigen Anteil der Gegenleistungen
bezüglich der Tätigkeiten erinnert wird, die unter die Randregelung gemäß zitiertem G.D.
Nr. 41 von 1995 fallen (Gebrauchtgüter usw.).

Zeile CD1, Feld 3, den schon im Feld 1 derselben Zeile enthaltenen Betrag der gemäß Art.
10 befreiten Tätigkeiten angeben.

Zeile CD1, Feld 4, den Gesamtbetrag der innergemeinschaftlichen Güterabtretungen, die
schon im Feld 1 derselben Zeile enthalten und im Register der ausgestellten Rechnungen
(Art. 23) oder in dem der Gegenleistungen (Art. 24) vermerkt sind, angeben. Es wird hervor-
gehoben, dass in dieser Zeile nicht die innergemeinschaftlichen Käufe, auch wenn sie in den
vorgenannten Registern vermerkt sind, enthalten sein dürfen.

Zeile CD1, Feld 5, die schon in den vorherigen Feldern enthaltenen Abtretungen von Inve-
stitionsgütern angeben.

Passive Tätigkeiten

Zeile CD2, Feld 1, den Gesamtbetrag nach Abzug der Steuer der inländischen, innerge-
meinschaftlichen und importierten Käufe bezüglich der Wirkung der MwSt angeben, einsch-
ließlich der Käufe mit verschiedener Einziehbarkeit bezüglich von Gütern und Dienstleistun-
gen, die aus den Rechnungen und Zollscheinen für Importe hervorgehen, die im Bezugsjahr
im Register der Käufe gemäß Art. 25 oder in anderen von Bestimmungen bezüglich von Son-
derregelungen vorgesehenen Registern vermerkt sind oder der Registrierung unterliegen.

Zeile CD2, Feld 2, den Gesamtbetrag der nicht steuerpflichtigen, schon im Feld 1 dersel-
ben Zeile enthaltenen Käufe angeben:
– inländische Käufe und Importe, die ohne Steuerzahlung mithilfe des Plafonds gemäß Art. 2,

Absatz 2 des Gesetzes Nr. 28 vom 18 Februar 1997 vorgenommen werden;
– inländische, objektiv nicht steuerpflichtige ohne Verwendung des Plafonds durchgeführte Käufe. 
In der Zeile dürfen nicht die nicht steuerpflichtigen innergemeinschaftlichen Käufe enthal-
ten sein, die hingegen im nächsten Feld 4 angegeben werden müssen.

Zeile CD2, Feld 3, den schon im Feld 1 derselben Zeile enthaltenen Betrag der inländischen
befreiten Käufe und der nicht der Steuer unterliegenden Importe (Art. 68, ausgenommen
Buchstabe a) sowie der der Investitionsgoldimporte angeben.
In dieser Zeile darf nicht der Betrag der innergemeinschaftlichen befreiten Käufe (Art. 42, Ab-
satz 1, G.D. Nr. 331 von 1993) enthalten sein, der im nächsten Feld 4 einzuschließen ist.

Zeile CD2, Feld 4, den Gesamtbetrag der schon im Feld 1 derselben Zeile enthaltenen in-
nergemeinschaftlichen Güterkäufe angeben.
Es wird präzisiert, dass in der Zeile auch die innergemeinschaftlichen nicht steuerpflichtigen
Käufe gemäß Art. 42, Absatz 1 des G.D. Nr. 331 von 1993 (einschließlich jener, die ohne
Steuerzahlung unter Verwendung des Plafonds gemäß Art. 2, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 28
vom 18 Februar 1997 durchgeführt wurden) sowie jene gemäß Art. 40, Absatz 2 desselben
Gesetzesdekrets (gemeinschaftliches Dreieckgeschäft mit Eingriff des inländischen Unter-
nehmers als Erwerber-Abtreter) enthalten sein müssen.

Zeile CD2, Feld 5, die schon in den vorherigen Feldern enthaltenen Investitionsgüterkäufe angeben. 
Hierbei handelt es sich um abschreibbare, materielle oder immaterielle Güter gemäß den Ar-
tikeln 102 und 103 des D.P.R. Nr. 917 vom 22 Dezember 1986 einschließlich der Güter mit ei-
nem Preis unter 516,46 Euro und einschließlich des Auslösepreises für schon in Leasing er-
worbenen Gütern (zum Beispiel Maschinen, Geräte, Anlagen usw.) und der nicht abschreib-
baren Investitionsgüter, indem der Betrag der Mieten bezüglich der Investitionsgüter, Käufe
mit Leasingverträgen, Nutzung, Miete oder durch andere Entgeltformen und die Gegenlei-
stung bezüglich des Kaufs von nicht abschreibbaren Investitionsgütern (zum Beispiel Grund-
stücke) angerechnet wird.

Importe ohne Zahlung der MwSt beim Zoll
Zeile CD3, in dieser Zeile sind ausschließlich die Importe von Goldmaterial, Halbfertigpro-
dukten aus Gold und die Importe von reinem Silber sowie die Importe von Schrott und ande-
ren Recyclingmaterialien gemäß Art. 74, Absätze 7 und 8 anzugeben, die schon in der Zeile



CD2, Feld 1 enthalten sind, für die im Sinne des Art. 70, Absätze 5 und 6 die Steuer nicht beim
Zoll gezahlt, sondern durch gleichzeitigen Vermerk des Zollscheins in den Registern gemäß
den Art. 23 (oder 24) und Art. 25 erfüllt wird.
Der steuerpflichtige Betrag und die Steuer bezüglich der Importe von Goldmaterial, von
Halbfertigprodukten aus Gold und der Importe von reinem Silber sind in den Feldern 1 bzw.
2 hervorzuheben. Der steuerpflichtige Betrag und die Steuer bezüglich der Importe von
Schrott und sonstigen Recyclingmaterialien gemäß Art. 74, Absätze 7 und 8 sind in den Fel-
dern 3 bzw. 4 hervorzuheben. Ferner muss die Steuer bezüglich derselben Tätigkeiten in der
Zeile CD4 als zahlbare MwSt (aus dem Register der ausgestellten Rechnungen oder der Ge-
genleistungen resultierend) und in der Zeile CD5 als abzugsfähige Steuer (aus dem Register
der Käufe resultierend) enthalten sein.

ABSCHNITT III – FESTSETZUNG DER FÄLLIGEN MWST ODER DES GUTHABENS

HINWEIS: In diesem Abschnitt sind die Beträge unter Berücksichtigung der im Sinne
des Art. 26 durchgeführten Änderungen anzugeben.

Besondere Tätigkeitstypologien
Die Steuer bezüglich der besonderen Tätigkeitstypologien, für die die selbige aufgrund der
spezifischen Bestimmungen durch den Erwerber (z.B. innergemeinschaftliche Käufe und Art.
17, Absätze 2, 5, 6, und 7) oder durch die Subjekte, die in besonderen Tätigkeitssektoren tä-
tig sind, für die von ihnen gezahlten Provisionen (z.B. Art. 74, erster Absatz, Buchstabe e),
Art. 74-ter, Absatz 8) fällig ist, muss als zahlbare MwSt (aus dem Register der ausgestellten
Rechnungen oder der Gegenleistungen resultierend) in der Zeile CD4 und als abzugsfähige
MwSt (aus dem Register der Käufe resultierend) in der Zeile CD5 enthalten sein.

Zeile CD4, den Betrag der zahlbaren MwSt bezüglich der in der Bezugsperiode durchge-
führten, im Register der ausgestellten Rechnungen oder der Gegenleistungen vermerkten
bzw. immer einer Registrierung unterliegenden Tätigkeiten, für die die Einziehbarkeit einge-
treten ist, oder bezüglich der zuvor durchgeführten Tätigkeiten, für die die Steuer in der Kom-
petenzperiode zahlbar wurde, angeben.
Für die Abfassung dieser Zeile durch die Steuerpflichtigen, die Sonderregelungen zur Fest-
setzung der Steuer anwenden, wird auf die schon im entsprechenden Paragraph erteilte An-
leitung verwiesen.

Zeile CD5, den Betrag der abzugsfähigen MwSt bezüglich der registrierten Käufe, für die
vom Recht auf Abzug in der Bezugsperiode Gebrauch gemacht wird, angeben.
Für die Abfassung dieser Zeile durch die Steuerpflichtigen, die Sonderregelungen zur Fest-
setzung der Steuer anwenden, wird auf die schon im entsprechenden Paragraph erteilte An-
leitung verwiesen.
Zeile CD6, Feld 1, den Betrag der aus der Differenz der in den Zeile CD4 und CD5 angege-
benen Beträge resultierende Mehrwertsteuerschuld angeben.

Zeile CD6, Feld 2, den Betrag des aus der Differenz der in den Zeilen CD5 und CD4 ange-
gebenen Beträge resultierenden Mehrwertsteuerguthabens angeben.

UNTERZEICHNUNG DER ERKLÄRUNG

Die Unterschrift auf der Erklärung muss vom Steuerzahler, vom gesetzlichen, vom rechtsge-
schäftlichen Vertreter oder von einem der erklärenden Subjekte, die in der Aufstellung “Kode
des bekleideten Amtes” angeführt sind, im entsprechenden Feld, gut leserlich angebracht
werden.

VERPFLICHTUNG ZUR TELEMATISCHEN VORLAGE

Die Übersicht muss nur von der Übermittlungsstelle, welche die Mitteilung übermittelt, abge-
fasst und unterzeichnet werden.
Der Vermittler muss Folgendes übertragen:
• die eigene Steuernummer;
• handelt es sich um ein CAF, die eigene Einschreibungsnummer im Register;
• das Datum (Tag, Monat und Jahr) der Verpflichtungsübernahme zur Übermittlung der 
Mitteilung.

Außerdem muss das erste Kästchen bei Vorbereitung der Mitteilung durch den Steuerpflichti-
gen bzw. das zweite Kästchen bei Vorbereitung der Mitteilung durch denjenigen, der die Zu-
sendung vornimmt, angekreuzt werden.
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